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Der 9. November – 

Kein Tag wie andere

«Der 9. November ist der deutsche Schicksalstag.» So begann Bundes-

tagspräsident Wolfgang Schäuble am 9. November 2018 seine Ansprache 

zur Gedenkveranstaltung des Deutschen Bundestages. «An diesem Da-

tum verdichtet sich unsere jüngere Geschichte in ihrer Ambivalenz, mit 

ihren Widersprüchen, ihren Gegensätzen. Das Tragische und das Glück, 

der vergebliche Versuch und das Gelingen, Freude und Schuld: All das 

gehört zusammen. Untrennbar.»1

Mehr als jeder andere Tag des Jahres bewegt der 9. November die 

Deutschen. Landauf, landab finden Gedenkveranstaltungen statt. Die 

Medien erinnern regelmäßig an spezifische historische Facetten. Immer 

wieder wurde das Datum als Nationalfeiertag ins Spiel gebracht. Die Kul-

tusministerkonferenz hat dazu aufgerufen, in jedem Jahr am 9. Novem-

ber einen Projekttag in den Schulen durchzuführen. Die Bundeszentrale 

und die Landeszentralen für politische Bildung haben Materialien er-

arbeitet, die helfen sollen, den historischen Gehalt des 9. November in 

seiner ganzen sachlichen und emotionalen Komplexität zu entschlüsseln 

und zu verstehen.

Es sind vor allem vier herausragende Ereignisse, die meist mit dem 

9. November verbunden werden:

• die Revolution, die am 9. November 1918 die Monarchien in Deutsch-

land beseitigte und zur Gründung der ersten deutschen Republik 

führte («Ausrufung der Republik»)

• der Hitler-Putsch von 1923

• die Novemberpogrome des Jahres 1938, mit denen die öffentliche Ge-

walt gegen die deutschen Juden eine neue Eskalationsstufe erreichte

• der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989.



Kapitel 1

8

In allen Fällen weist die Datierung eine gewisse Unschärfe auf. Die 

Novem berrevolution nahm bereits einige Tage zuvor in Kiel ihren An-

fang, aber mit dem Sieg und der Ausrufung der Republik in Berlin wurde 

der 9. November zum Symboltag der demokratischen Umwälzung. Hit-

lers Putsch in München begann am 8. November und scheiterte am fol-

genden Tag. Die reichsweiten Novemberpogrome wurden am späten 

Abend des 9. November initiiert und hatten ihren Schwerpunkt am 

10. November. Zum Sturz der Berliner Mauer kam es am 9. November 

kurz vor Mitternacht, gefeiert wurde in den Nacht- und Morgenstun- 

den des 10. November. Es ist deshalb nicht nur sinnvoll, sondern auch 

 legitim, ein fünftes Ereignis hinzuzufügen, das oft deshalb nicht berück-

sichtigt wird, weil es  – wie Hitlers Putschversuch  – am 8. November  

stattfand:

• das gescheiterte Attentat von Georg Elser auf Adolf Hitler im Jahr 1939. 

Auch dieses Attentat gehört sachlich und terminlich in den Kontext des 

9. November.

Ethisch wie emotional markieren 1938 und 1989 die Spannweite. Der 

9. November 1938 steht «für den unvergleichlichen Bruch der Zivilisa-

tion, für den Absturz Deutschlands in die Barbarei»,2 so Bundespräsi-

dent Frank-Walter Steinmeier bei der erwähnten Gedenkveranstaltung, 

der 9. November 1989 gilt als «der glücklichste Tag der Deutschen».3 

Vor allem die extreme Spannung zwischen tiefster Scham und Schuld 

einerseits und größter Freude andererseits hat 1990 verhindert, dass der 

9. November zum Nationalfeiertag des vereinten Deutschland wurde. 

Für viele war es unvorstellbar, beides an einem Tag zusammenzu-

bringen.

Die Gedenkstunde des Deutschen Bundestages am 9. November 2018 

kann vor diesem Hintergrund gar nicht genügend gewürdigt werden. 

Erstmals in der deutschen Geschichte hat die politische Elite des Landes 

den Versuch unternommen, den 9. November in seiner ganzen Band-

breite in den Blick zu nehmen – mit großem Ernst und Nachdenklich-

keit, mit Sensibilität und aufrichtigem Bekenntnis zur Verantwortung 

für die Gräueltaten der Nazizeit, mit Freude und Dankbarkeit. Der Ver-

such ist mehr als gelungen, die Veranstaltung wurde eine Sternstunde 

des Parlaments und der deutschen Demokratie.
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1918 – 1923 – 1938 – 1989 – und immer der 9. November. Das be-

gründet den ganz besonderen Ruf des 9. November als «Schicksalstag» 

der Deutschen. Der Völkische Beobachter hat den Begriff allerdings 

schon 1927 benutzt, die Süddeutsche Zeitung erstmals 1946, auch Histo-

riker haben ihn bisweilen verwendet, um auf die besondere Bedeutung 

des Datums hinzuweisen. Aber erst der Fall der Mauer hat ihm den ent-

scheidenden Auftrieb gegeben, so dass heute in Medien, Politik und po-

litischer Bildung fast flächendeckend vom «Schicksalstag» gesprochen 

wird. Die Bundeszentrale für politische Bildung verwendet den Begriff 

als Titel für Bücher und Materialien, das ZDF und n-tv als Sendungs-

titel, die Deutsche Welle in ihrem Internetauftritt. Kaum eine Zeitung 

oder ein Magazin, das auf den «Schicksalstag» verzichtet, wenn vom 

9. November in der deutschen Geschichte die Rede ist.

Die griffige Formulierung soll vordergründig vor allem die heraus-

ragende Bedeutung des 9. November unterstreichen. Zugleich aber lädt 

sie das Datum mit mystischer Bedeutung auf, indem sie das «Schicksal» 

als über menschlichem Handeln stehende Kategorie ins Spiel bringt. Am 

9. November scheinen geheimnisvolle Mächte im Hintergrund zu wir-

ken. Vor solchem Denken sollten wir uns hüten – ganz besonders im 

Hinblick auf den 9. November. Wo die Metaphysik ins Spiel kommt, 

 hören die Fragen auf. Zusammenhänge und Hintergründe verschwinden 

im mystischen Nebel. Das trübt den Blick und behindert Aufklärung.

Es ist bemerkenswert, wie häufig die genannten Ereignisse neben-

einander abgehandelt werden, ohne mögliche Zusammenhänge näher 

zu untersuchen. Gelegentlich wird auf der metaphysischen Ebene nach 

Verbindendem gesucht: «Am neunten November tritt die ideologische 

Leidenschaft in einen Wettbewerb mit der kühl organisierenden und 

 vorausblickenden Vernunft – und die Affekte gewinnen.»4 Mitunter wer-

den die vier Novemberdaten der Jahre 1918, 1923, 1938 und 1989 ergänzt 

um andere, wenig bedeutsame Ereignisse in anderen Jahren. Zu welchen 

Erkenntnissen es allerdings führen könnte, den Tod des RAF-Terroristen 

Holger Meins 1974 in die Reihe der Novemberdaten aufzunehmen,5 er-

schließt sich beim besten Willen nicht. Anekdotisches Aneinanderreihen 

ersetzt nicht Geschichtsschreibung. 2017 erschien gar ein Taschenbuch 

mit dem Titel 9. November – Schicksalstag der Deutschen. Heiteres und Be-

sinnliches einer am 9. November Geborenen.
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Der 9. November taugt nicht als Perlenschnur, an der entlang einzelne 

Geschichten erzählt werden, er eignet sich auch nicht, um metaphysi-

sche Spekulationen anzustellen. Es ging und geht am 9. November seit 

1918 um konkrete und handfeste Politik, auch um Geschichtspolitik.

Vier meiner fünf Novemberdaten sind eng aufeinander bezogen. Der 

Putschversuch von 1923 war Hitlers Reaktion auf die Novemberrevolu-

tion und die Ausrufung der Republik am 9. November 1918, die für ihn 

ein traumatisches und lebensprägendes Ereignis waren. Die November-

pogrome 1938 konnten in dieser Form nur im Kontext der jährlichen 

Münchner NSDAP-Feierlichkeiten für die «Gefallenen der Bewegung» 

am 8. / 9. November initiiert werden. Auch das Attentat Georg Elsers 

1939 war an keinem anderen Tag des Jahres denkbar. Es war nur möglich 

im Rahmen des jährlich am 8. November mit großer Zuverlässigkeit 

stattfindenden Auftritts Hitlers im Münchner Bürgerbräukeller bei den 

«Alten Kämpfern». Diese Zusammenhänge erschließen sich aber nur 

dann vollständig, wenn man nicht nur die vier «Großereignisse» betrach-

tet, sondern auch den Umgang mit dem 9. November als geschichtspoli-

tisch hoch aufgeladenem Symbol.

Der 9. November hat  – beginnend mit dem Jahr 1918 – eine eigene 

 Geschichte, die zu erzählen ist. Er ist genau seit diesem Zeitpunkt ein 

ganz besonderer Tag der deutschen Geschichte. Deshalb beginnt meine 

Geschichte des 9. November nicht im Jahr 1848, als in Wien der Revolu-

tionär und Paulskirchenabgeordnete Robert Blum von den Kräften der 

Gegenrevolution standrechtlich erschossen wurde. Sachlich gehört diese 

Hinrichtung durchaus in meinen Kontext, aber sie hat dem 9. November 

als Datum noch keine eigene historische Bedeutung gegeben. Erst mit 

dem Sieg der Novemberrevolution beginnt das Ringen um den 9. Novem-

ber als historisches Symbol. Es war bis 1945 Teil des erbitterten Kampfs 

zwischen Demokraten und den Feinden der Demokratie. In der Zeit der 

deutschen Teilung wurde der 9. November benutzt, um nicht demokra-

tisch legitimierte Herrschaft ideologisch zu stützen. In der alten Bundes-

republik geriet der 9. November als Symbol der Demokratie fast völlig in 

Vergessenheit und wurde in erster Linie zum Symbol der abscheulichen 

Verbrechen an den deutschen Juden und der Shoah. Die «Friedliche 

 Revolution», die 1989 zum Sturz der Mauer führte, brachte den Durch-

bruch der Demokratie auch in der DDR und erweiterte den Blick auf den 
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9. November um wichtige Aspekte. In der Gegenwart zeigt sich im Ge-

denken und in den Debatten um den 9. November wie im Brennglas das 

jeweilige historisch-politische Selbstverständnis der Bundesrepublik, 

insbesondere ihr Umgang mit der nationalsozialistischen Vergangen-

heit, aber auch mit ihrer Demokratiegeschichte.

In dieser Hinsicht markiert der 9. November 2018 einen Wendepunkt. 

Erstmals hat in der Gedenkstunde des Bundestages ein deutsches Staats-

oberhaupt ausführlich den 9. November 1918 als «Meilenstein der deut-

schen Demokratiegeschichte» gewürdigt – ohne den 9. November 1938 

zu vernachlässigen. Beides gehört zusammen, alle Facetten des 9. Novem-

ber gehören zusammen und machen wesentliche Elemente der deut-

schen Geschichte aus. 

Folgen wir also der Spur des 9. November durch das 20. Jahrhundert 

bis in die Gegenwart – und starten wir da, wo alles begann, am 9. Novem-

ber 1918 …
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«Es lebe die deutsche Republik» –  

Die Novemberrevolution 1918

Der 9. November 1918 war ein Samstag, ein normaler Arbeitstag in den 

Berliner Betrieben.1 Es war ein typischer Novembertag: neun Grad, trüb, 

in der Frühe regnete es. Wie an jedem anderen Werktag machten sich die 

Arbeiter auf den Weg in die Fabriken. Am Morgen schien noch alles wie 

gewohnt – aber es lag etwas in der Luft. Seit drei, vier Tagen hatte sich 

eine flirrende Anspannung über die Stadt gelegt. Nachrichten von der 

Küste waren durchgesickert. Matrosen der Hochseeflotte hätten sich ge-

weigert, zu einem letzten Gefecht in einem erkennbar verlorenen Krieg 

auszulaufen. In Kiel und anderen Städten an der Küste sei es zu Aufstän-

den  gekommen. Bremen, Hamburg und Kiel seien in den Händen von 

Arbeiter- und Soldatenräten, hatte der Vorwärts, das Zentralorgan der 

 Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), am Vortag berichtet, 

allerdings erst auf Seite drei.2 In München sei sogar der König abgesetzt 

worden und Bayern jetzt Freistaat und Republik, hieß es. Aber sicher 

konnten die einfachen Arbeiter sich nicht sein, die am 9. November auf 

dem Weg in die Fabriken waren. Die Reichshauptstadt war inzwischen 

von allen Verbindungen zur Außenwelt abgeschnitten. Der Zugverkehr 

von und nach Berlin war auf Anordnung des militärischen Oberbefehls-

habers eingestellt worden. Versammlungen waren verboten. Über die 

Stadt war der Belagerungszustand verhängt, es herrschte Pressezensur.

Immer mehr Truppen sah man nun in der Stadt. Beunruhigend  

war auch, dass der Oberkommandierende in den Marken – so der offi-

zielle Titel des Militärbefehlshabers – allen auf Urlaub in Berlin befind-

lichen Offizieren befohlen hatte, sich «feldmarschmäßig ausgerüstet» 

am 8. November, mittags 12 Uhr auf der Kommandantur am Schinkel-

platz zu melden. Am Abend des 8. November waren am Halleschen  

Tor schwer bewaffnete Infanterieeinheiten, Maschinengewehr-Kompa-

nien und leichte Feldartillerie gesehen worden, die in schier endlosen 
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Kolonnen vorbeizogen. Es braute sich etwas zusammen in der Haupt-

stadt.

Es waren ausgemergelte Männer und dürre Frauen mit fahlen Ge-

sichtern, die sich am Morgen des 9. November auf den Weg in die Fab-

riken machten. Schon seit zwei, drei Jahren gab es nicht mehr genügend 

zu essen, und was es gab, hätte man in Friedenszeiten wohl nur an 

Schweine verfüttert. Die Grippe grassierte und forderte auch in Berlin 

viele Menschenleben. Das alles war vollends unerträglich geworden, 

seit die Heeresleitung erklärt hatte, man müsse einen Waffenstillstand 

schließen. Der Krieg war verloren, warum jetzt noch weiterkämpfen, lei-

den und hungern? Jetzt musste mit alledem Schluss sein. Vor allem mit 

dem Krieg. Sofort!

Seit einigen Wochen hatte sich diese explosive Stimmung immer 

mehr aufgebaut, in den letzten Tagen spürte man, dass ein kleiner Funke 

genügte. Nachdem es am 8. November zu Verhaftungen gekommen war, 

beschloss der Vollzugsausschuss des Arbeiter- und Soldatenrates Berlin, 

für den 9. November zum Generalstreik und zu Massendemonstrationen 

aufzurufen. Der Arbeiter- und Soldatenrat war die illegale Organisation 

der Berliner Arbeiter, in der sich auch Vertreter sozialistischer Parteien 

und Gruppen zusammengefunden hatten. Ein Gremium, in dem man 

sich beriet und abstimmte, aber keine Revolutionszentrale. Noch in der 

Nacht entstanden zwei Flugblätter, die am frühen Morgen verteilt wur-

den, aber nur in kleiner Auflage und in wenigen Betrieben. Im einen, 

unterzeichnet vom Vollzugsausschuss des Arbeiter- und Soldatenrates, 

hieß es: «Arbeiter, Soldaten, Genossen! Die Entscheidungsstunde ist 

da! … Wir fordern nicht Abdankung einer Person, sondern Republik! Die 

sozialistische Republik mit allen ihren Konsequenzen. Auf zum Kampf 

für Friede, Freiheit und Brot. Heraus aus den Betrieben. Heraus aus  

den Kasernen! Reicht Euch die Hände. Es lebe die sozialistische Repub-

lik.»3 Das andere stammte von der Spartakusgruppe, entschiedenen 

sozialis tischen Kriegsgegnern um Karl Liebknecht. Ihr Flugblatt forderte 

die Beseitigung der Dynastien, die Wahl von Arbeiter- und Soldatenräten, 

die Übernahme der Regierung durch deren Beauftragte sowie die sofor-

tige Verbindung mit der russischen Arbeiterrepublik. Es endete mit  

einem «Hoch auf die sozialistische Republik!»4 Die Spartakusgruppe  

war zwar im Vollzugsausschuss des Arbeiter- und Soldatenrates vertre- 
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ten, aber sie betrieb Propaganda für ihre eigenen Ziele. Nicht nur am 

9. November.

In der Morgenausgabe des Vorwärts, den in diesen Tagen fast jeder 

Berliner Arbeiter zu lesen versuchte, erschien am 9. November ein Auf-

ruf des Parteivorstands und der Reichstagsfraktion der SPD vom Vor-

abend. Darin wurden die Arbeiter vor «Unbesonnenheiten» gewarnt. Die 

SPD-Spitze habe am 7. November ultimativ eine Reihe von Forderungen 

erhoben, die zum Teil bereits erfüllt worden seien. Noch nicht erledigt 

sei die «Kaiserfrage», man erwarte aber den Rücktritt des Monarchen 

 unmittelbar nach dem Abschluss des Waffenstillstands und habe das 

 Ultimatum bis zu diesem Zeitpunkt verlängert. Die Arbeiter wurden auf-

gefordert, einige wenige Stunden Geduld aufzubringen und mit allen 

Aktionen abzuwarten. «Eure Kraft und Eure Entschlossenheit verträgt 

diesen Aufschub.»5

Philipp Scheidemann, seit 1917 neben Friedrich Ebert einer der beiden 

SPD-Vorsitzenden, war unsicher, ob das an diesem Morgen tatsächlich 

noch galt. Scheidemann hatte eine ausgezeichnete Nase für Stimmun-

gen, er spürte, was angesagt und notwendig war. Seit Anfang Oktober 

1918 war Philipp Scheidemann als Staatssekretär (in unserem heutigen 

Sprachgebrauch: Minister) Mitglied der Reichsregierung, und wusste, 

dass inzwischen von Kiel bis München die Stimmung eindeutig war: 

«Fort mit dem Kaiser!»

Am frühen Morgen des 9. November, noch vor sieben Uhr, rief Schei-

demann zum wiederholten Mal drängend in der Reichskanzlei an und 

erklärte, die Abdankung Wilhelms  II. sei überfällig. Wenn der Kaiser 

nicht sofort zurücktrete, dann wisse er nicht, wie er und die anderen 

Männer der SPD-Spitze die Leute noch davon abhalten könnten, auf die 

Straße zu gehen. Scheidemann kündigte an, sein Amt als Staatssekretär 

niederzulegen, wenn der Kaiser in einer Stunde nicht zurückgetreten sei. 

Auch Reichskanzler Prinz Max von Baden saß wie auf Kohlen, aber er 

hatte keine Neuigkeiten aus dem Großen Hauptquartier im belgischen 

Spa, wohin sich der Kaiser einige Tage zuvor zurückgezogen hatte.

Prinz Max hatte erst am 3. Oktober das Amt des Reichskanzlers und 

das des Preußischen Ministerpräsidenten übernommen. Er galt als libe-

ral und sollte vor allem im Ausland, besonders bei den Kriegsgegnern, 

den Eindruck erwecken, es habe sich etwas geändert im preußisch- 
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militaristischen Deutschland. Aus diesem Grund hatte er auch die Auf-

gabe, Sozialdemokraten und bürgerliche Demokraten mit in die Regie-

rung einzubeziehen. Seine erste gewichtige Amtshandlung war es, bei 

den Gegnern um Waffenstillstand zu ersuchen. Der großherzogliche 

Prinz aus dem Südwesten hatte die undankbare Aufgabe nur übernom-

men, weil er mit dem Kaiser verwandtschaftlich verbunden war und die-

ser ihm seine Unterstützung zugesagt hatte. Doch als ihm der Druck in 

Berlin zu groß wurde, hatte sich Wilhelm II. zu seinen Generälen nach 

Spa abgesetzt. Max hatte schon seit Tagen keinen Zugang mehr zum 

 Kaiser und fühlte sich zugleich vollständig abhängig von ihm.

Am Morgen des 9. November war der Oberbefehlshaber in den Marken 

noch sehr zuversichtlich, dass in der Reichshauptstadt eine Revolution 

verhindert oder sofort niedergeschlagen werden könnte. Generaloberst 

Alexander von Linsingen wusste zwar, dass inzwischen in vielen Städten 

des Deutschen Reiches Arbeiter- und Soldatenräte die Macht übernom-

men hatten, aber er war der festen Überzeugung, dass noch nichts ver-

loren sei, solange Berlin gehalten werden konnte. Er hatte die Bildung  

von Räten ausdrücklich verboten und vorsorglich in den vergangenen  

Tagen als besonders kaisertreu geltende Truppenteile zur Verstärkung in 

die Stadt geholt. Mehrere Tausend Soldaten, darunter die Garde und die 

Naumburger Jäger, sicherten im Zentrum das Regierungsviertel und wich-

tige strategische Punkte. Sie waren mit Maschinengewehren ausgerüstet, 

mit Artillerie und Panzerkraftwagen. Auch Flugzeuge mit Bomben stan-

den bereit. Der Oberbefehlshaber war auf alles vorbereitet. Am Abend des 

7. November hatte er dem Kanzler versichert, er könne Berlin «unter allen 

Umständen» halten. «Er würde allerdings unter Umständen scharf zu-

fassen, auch Artillerie verwenden müssen.» Der Kanzler war einverstan- 

den. «Beschränkungen wurden ihm von mir in keiner Weise auferlegt», 

erklärte Max von Baden später lapidar in seinen Erinnerungen.6

Gegen acht Uhr begann in den ersten Betrieben der Generalstreik.  

Arbeiter machten sich in Demonstrationszügen auf den Weg in die In-

nenstadt. Ernste Entschlossenheit prägte diese Demonstrationszüge. 

Fröhliche Gesichter sah man am Morgen des 9. November nicht. Keiner 

der Demonstranten wusste, ob er den Abend dieses Tages erleben würde. 

Sie machten sich dennoch auf den Weg, weil jetzt endlich Schluss sein 

musste, koste es, was es wolle.
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Um 9 Uhr trat in der Reichskanzlei das Regierungskabinett zusam-

men, nahm den Rücktritt Scheidemanns zur Kenntnis und vertagte sich 

auf 12 Uhr. Vom Kaiser gab es nichts Neues. Der Austritt der Sozialdemo-

kraten aus der Regierung des Prinzen Max war eine Wende in buchstäb-

lich letzter Minute. Nur so konnte die SPD vermeiden, in den Strudel des 

untergehenden Kaiserreichs gezogen zu werden, und es gelang ihr mit 

dieser Volte sogar, zu einem entscheidenden Faktor der Revolution zu 

werden. 

Am Morgen des 9. November tagten im völlig überfüllten SPD-Frakti-

onszimmer des Reichstages die Mitglieder des Partei- und des Fraktions-

vorstands gemeinsam mit den Berliner Betriebsvertrauensleuten der Par-

tei. Die einlaufenden Nachrichten und Berichte widersprachen sich zum 

Teil erheblich, aber sie ließen doch keinen Zweifel mehr zu: Die Arbeiter 

marschierten. Die SPD musste handeln, wenn sie den Kontakt zur Berli-

ner Arbeiterschaft nicht verlieren wollte. Der SPD-Reichstagsabgeordnete 

Otto Wels eröffnete die Sitzung mit klaren Worten: «Die Würfel sind 

 gefallen! Geredet wird nicht mehr! Heraus aus den Betrieben, auf die 

Straßen.» Wels verkündete den versammelten Betriebsvertrauensleuten 

auch die Parole, mit der sich die SPD äußerst erfolgreich zurück ins Spiel 

brachte: «Von heute ab gibt es keinen Streit mehr in der Arbeiterschaft, 

heute kämpfen wir den Entscheidungskampf unter dem alten gemeinsa-

men Banner.» Die im Krieg erfolgte Abspaltung der Unabhängigen Sozi-

aldemokratischen Partei (USPD) von der SPD sollte von nun an ganz in 

den Hintergrund treten. «Heute mischt sich vielleicht unser Blut mit dem 

unserer Arbeiterbrüder im gemeinsamen Kampf. Komme, was kommen 

mag, jetzt heißt es vorwärts, durch Kampf zum Sieg.»7 Die Sitzung dau-

erte nur wenige Minuten, dann machten sich die Vertrauensleute auf den 

Weg zu ihren Kollegen, die zum Teil schon auf dem Marsch in die Berli-

ner Innenstadt waren.

Inzwischen war es zehn Uhr geworden, und es waren bereits Hundert-

tausende unterwegs. Auch Frauen waren dabei – zum Teil mit Kindern. 

Die spärlich vorhandenen Waffen wurden in den hinteren Reihen der 

Demonstrationszüge getragen. Die Demonstranten suchten keine Kon-

frontation, und doch schien sie unvermeidlich. Truppe und Polizei hat-

ten den Befehl, von der Schusswaffe Gebrauch zu machen. Zeitweise lag 

eine fast nicht zu ertragende Spannung über der Hauptstadt.
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Was sich im November 1918 Bahn brach, war zunächst vor allem eine 

gewaltige Sehnsucht nach Frieden. Mehr als vier Jahre dauerte inzwischen 

der Erste Weltkrieg. Er hatte Millionen Soldaten das Leben gekostet, und 

auch in der Heimat herrschten Hunger und Not. Dazu kam ab Juni die 

Spanische Grippe, der im Lauf weniger Monate Zehntausende zum Opfer 

fielen. Im Sommer 1918 scheiterte die letzte Offensive an der Westfront. 

Seit dem Kriegseintritt der USA griffen immer mehr frische amerika-

nische Truppen in die Kämpfe ein. Jeden Monat kamen 250 000 Mann zu-

sätzlich an die Front. Die Oberste Heeresleitung (OHL), der im Laufe des 

Krieges diktatorische Macht zugewachsen war – mit Generalfeldmarschall 

Paul von Hindenburg als symbolischer Spitze und Generalleutnant Erich 

Ludendorff als strategischem Kopf  –, befürchtete, dass ein Durchbruch 

unmittelbar bevorstehe.

Als am 25. September Bulgarien um Waffenstillstand ersuchte, war  

der Weg nach Mitteleuropa für die alliierten Truppen frei und die Ver-

bindung mit der verbündeten Türkei blockiert. Damit war in Ludendorffs 

Augen die Entscheidung gefallen. Plötzlich und sehr vehement verlangte 

deshalb die OHL Ende September, so schnell wie möglich einen Waffen-

stillstand zu erreichen. Aber nicht nur das. Weil US-Präsident Woodrow 

Wilson angekündigt hatte, er werde einen Verständigungsfrieden keines-

falls mit den bisherigen Machthabern schließen, sollten nach dem Willen 

der OHL auch die sogenannten Mehrheitsparteien im Reichstag an der 

Regierung beteiligt und die Reichsverfassung geändert werden.

Alles musste jetzt blitzschnell gehen. Schon am 3. Oktober wurde Prinz 

Max von Baden Kanzler einer neuen Regierung, in die auch Sozialdemo-

kraten, Linksliberale und die Zentrumspolitiker eintraten. Unmittelbar 

nach ihrem Zustandekommen bat die neue Regierung den amerika-

nischen Präsidenten darum, einen Waffenstillstand herbeizuführen. Mit 

unvorstellbarer Geschwindigkeit wurde dann eine Verfassungsreform 

durchgepeitscht, und bereits Ende Oktober war das Deutsche Reich de 

jure eine parlamentarische Monarchie. 

Für die deutsche Öffentlichkeit kam all das völlig überraschend. Hatte 

man nicht Russland im Frühjahr einen Siegfrieden aufgezwungen? 

 Warum sollte das nicht auch im Westen möglich sein? Die deutschen 

Truppen standen doch weit in Frankreich. Die meisten Deutschen ver-

standen nicht, was da geschah. Das nationale Lager war fassungslos. Die 
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einfachen Soldaten und Arbeiter dagegen hofften vor allem, dass jetzt 

Leiden und Sterben möglichst schnell ein Ende haben würden. 

Doch daraus wurde nichts. Die hektischen Aktivitäten der deutschen 

Politik überzeugten die amerikanische Regierung nicht. Sie wollte genau 

wissen, ob das deutsche Volk nun tatsächlich die Macht hatte, sein Schick-

sal selbst zu bestimmen. Diplomatische Noten wurden ausgetauscht, die 

Amerikaner forderten Garantien. Das ging den deutschen Militärs dann 

doch zu weit. Am 24. Oktober vollzogen sie eine Kehrtwende. Die Heeres-

leitung ordnete an, den militärischen Kampf mit aller Kraft wieder aufzu-

nehmen, und die Seekriegsleitung befahl der Flotte, sich für eine große 

Schlacht gegen die Royal Navy bereit zu machen. Es war ein Geheim-

befehl, den auch der Reichskanzler nicht kannte, man kann es auch eine 

Meuterei der Admirale gegen die neue Regierung nennen. Die Flotte 

wurde vor Wilhelmshaven zusammengezogen, am 30. Oktober sollte sie 

in Richtung Themsemündung auslaufen. 

Offiziell sollte es auf Übungsfahrt in die Nordsee gehen, aber auf  

den Schiffen sickerte durch, was die Flottenleitung tatsächlich plante. 

Matrosen durchschauten, dass damit alle Bemühungen um den schein-

bar so nahen Waffenstillstand hintertrieben werden sollten. In der Nacht 

vor dem Auslaufen kam es auf einigen Schiffen zur offenen Meuterei. 

Zeitweise lagen sich Schiffe der Flotte mit gefechtsbereiten Geschützen 

und Torpedorohren drohend gegenüber. Dann gaben die Meuterer auf. 

Der Flottenchef ließ sie festnehmen und an Land in Arrest bringen. Weil 

er sich der Besatzungen nicht mehr sicher war, blies er jedoch das Flot-

tenunternehmen ab und schickte die Schiffe wieder zu ihren Standorten 

zurück. 

Das dritte Geschwader machte sich durch den Nord-Ostsee-Kanal  

auf den Rückweg nach Kiel. Weil dessen Kommandeur den Eindruck 

hatte, wieder Herr der Lage zu sein, ließ er während der Durchfahrt wei-

tere 49 Matrosen festnehmen, die er für Rädelsführer hielt. Sie wurden 

in Kiel inhaftiert, alle anderen erhielten Landurlaub. Aber den Matro- 

sen stand der Sinn nicht nach Vergnügen, ihnen lag vor allem daran, ihre 

verhafteten Kameraden frei zu bekommen. Verhandlungen scheiterten, 

es kam zu Demonstrationen. Arbeiter schlossen sich an, die Meuterei 

wurde zum Aufstand, und der breitete sich mit atemberaubender Ge-

schwindigkeit aus. In Kiel übernahmen die Revolutionäre am 4. Novem-
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ber die Macht, in Lübeck und Brunsbüttel am 5. November. Hamburg,  

Bremen und Wilhelmshaven folgten am 6., Hannover, Oldenburg, Braun-

schweig, Köln und München am 7. November. Dann Leipzig und die meis-

ten großen Städte Westdeutschlands. Innerhalb weniger Tage erfasste die 

revolutionäre Bewegung das ganze Land. Berlin allerdings war am Morgen 

des 9. November noch in der Hand des alten Regimes.

Nicht nur die militärische Führung, auch der Kaiser hatte viel zur  

revolutionären Stimmung beigetragen, weil er nicht bereit war, persön-

liche Konsequenzen aus der offenkundigen Niederlage zu ziehen. Immer 

stärker setzte sich im Oktober die Auffassung durch, mit dem Kaiser an 

der Spitze werde es keinen schnellen Waffenstillstand geben, Wilhelm II. 

müsse zurücktreten. Selbst in monarchistischen Kreisen forderte man die 

Abdankung des Kaisers, um eine Revolution zu vermeiden. Russland war 

warnendes Beispiel.

Die Entwicklung in Russland sah aber auch die übergroße Mehrheit 

der sozialistischen Arbeiterbewegung in Deutschland nicht als Hoff-

nung, sondern als Bedrohung. Die deutsche Sozialdemokratie hatte sich 

in den Kriegsjahren über die Frage, ob die Reichstagsfraktion der SPD 

Kriegskredite bewilligen sollte, nicht nur zerstritten, sondern gespalten. 

Nach heftigen internen Zerwürfnissen und verbunden mit tiefgreifen-

den persönlichen Verletzungen, waren die Gegner einer Bewilligung  

aus der SPD-Fraktion gedrängt worden und hatten schließlich im April 

1917 eine eigene Partei gegründet, die Unabhängige Sozialdemokra-

tische Partei Deutschlands. Die russische Februarrevolution von 1917  

sahen sowohl SPD als auch USPD positiv, denn sie zeigte: Eine Revolu-

tion war möglich, selbst im rückständig-reaktionären Russland! Den 

Staatsstreich der Bolschewiki im November 1917 – nach dem russischen 

Kalender als Oktoberrevolution bezeichnet – beobachteten beide Parteien 

aber mehrheitlich mit Skepsis. Als Lenin dann im Januar 1918 die Duma 

rigoros beiseiteschob, weil die Parlamentswahlen nicht das Ergebnis er-

bracht hatten, das er sich gewünscht hatte, war das Urteil in der SPD 

klar: Dies konnte und durfte nicht die Strategie deutscher Sozialdemo-

kraten sein. Für sie konnte der Weg zum Sozialismus nur ein demokra-

tischer sein. Das sah die Mehrheit in der USPD genauso. 

Allerdings gab es in der USPD auch Gruppen, die vom entschiedenen 

Vorgehen der Bolschewiki fasziniert waren. Zu ihnen gehörten der Spar-


